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Fast die Hälfte der Menschen in 
Österreich sagt inzwischen, sie 
wollen ein anderes politisches 
System. Nicht eine andere Regie-
rung, nicht ein paar Gesichter 
austauschen, nein, ein anderes 
System. Also deutlicher kann die 
Botschaft nicht sein: Viele füh-
len sich nicht mehr vertreten in 
unserer Demokratie. Das wurde 
eher achselzuckend zur Kenntnis 
genommen. Da könne man irgend-
wie nichts machen.  

Interessiert sich niemand für 
das Warum? Warum empfinden so 
viele, dass dieses System ihnen 
nichts mehr bringt?

Moment mal!
Um diese Fragen zu verstehen, reicht 
ein Blick aufs parteipolitische Tages-
geschäft nicht aus. Wir müssen zu 
den Bedingungen vordringen, die 
das Gefühl erzeugen, dass die Zeiten 
irgendwie eng und unsicher werden. 
Eng und unsicher im Geldbörsl, aber 
auch im Kopf.  Unsicherheit ist der 
Nährboden jeder Sehnsucht nach Ord-
nung, Klarheit, einfachen Lösungen, 
die autoritäre Kräfte so erfolgreich 
bedienen. Aber diese Unsicherheit 
entsteht nicht zufällig, die fällt nicht 
vom Himmel, sie wird politisch herge-

onen. Wir bekommen einen Tun-
nelblick. Ein Beispiel: Anna ist 44, 
arbeitet im Einzelhandel, verdient 
knapp über Mindestlohn. Die Preise 
steigen, die Miete ist erhöht wor-
den, und ihr Sohn braucht neue 
Sportschuhe für die Schule. Anna 
jongliert jeden Monat mit Rech-
nungen, Mahnungen und der Frage, 
was sie sich noch leisten kann.
Eines Abends kommt sie müde von 
der Arbeit nach Hause. Im Kühl-
schrank hätte sie noch ein bisschen 
Gemüse, auch Nudeln, eine halbe 
Packung Tomatenmark. Ein Essen, 
das wenige Euro kostet, aber eine 
halbe Stunde Zeit braucht. Zeit, 
die sie nach neun Stunden Stehen 
im Geschäft nicht mehr aufwen-

den will. Am Heimweg ist sie an einem 
Asia-Imbiss vorbeigegangen, 15 Euro, 
warm, sofort fertig. Sie weiß, dass es 
teurer ist, sie weiß, dass es weniger 
gesund ist, aber sie greift trotzdem 
zum Take-away. Nicht weil sie „unver-
nünftig” ist, sondern weil ihre mentale 
Bandbreite erschöpft ist.

Dauerstress verändert die 
Perspektive
Das ist kein persönlicher Defekt von 
Anna. Das ist eine menschliche Reak-
tion. Wenn das Gehirn über Wochen 

Systemwechsel? 
Wie man die Demokratie verteidigt - und verbessert 

stellt. Und Unsicherheit und Knappheit 
macht was mit uns, denn unser Gehirn 
reagiert darauf. 

Politik und "Scarcity Mindset"
In der Psychologie ist das gut erforscht. 
Es heißt scarcity mindset, ein Knapp-
heitsmodus im Denken. Unser Gehirn 
reagiert damit auf dauerhaften Stress. 
Wenn Geld, Zeit, Wohnen oder gesund-
heitliche Sicherheit knapp werden, ver-
engt sich unser Denken. Wir verlieren 
kognitive Bandbreite. Wir sind weniger 
empathisch. Wir sehen weniger Opti-

In der Krise nimmt das Interesse an einem Systemwechsel zu. Das könnte eine Chance sein, aber die 
angebotenen Alternativen wären schlechter. Wie die Politik handelt, muss sich ändern. 
Barbara Blaha kommentiert.



Trügerische Erfahrungen be-
stärken falsche Theorie
Der angebliche Mangel ist das Ergeb-
nis politischer Entscheidungen. Wenn 
Wohnungen knapp und immer teurer 
werden, spüren wir: „Da nimmt mir 
jemand etwas weg.“ Wenn der Arzt nur 
mehr Termine in sechs Monaten hat, 
spürt man: „Wir sind zu viele.“ Und 
weil diese Engpässe real erlebt wer-
den, wirken rechte Erzählungen plau-
sibel, obwohl sie inhaltlich falsch sind. 
Migration sei schuld. Sozialleistun-
gen seien schuld. „Die anderen“ seien 
schuld. Nullsummenlogik braucht 
keine Beweise, sie braucht nur einen 
Mangel, den ich erlebt habe. Diese 
„Logik” wird jetzt in Zeiten des Spa-
rens nochmal kräftig befeuert. „Wir 
haben über unseren Verhältnissen 
gelebt”, „Jeder muss was beitragen”, 
„Alle müssen den Gürtel enger schnal-
len” und so weiter und so weiter. 

Die autoritäre Basis
Robert Misik beschreibt diese Rhetorik 
als „Kult der Härte”: Härte für die, die 
ohnehin wenig haben; Schonung für 
die, die viel besitzen. Es ist eine Erzäh-
lung, die Härte idealisiert und Empa-
thie als Schwäche abwertet. Und genau 
diese Härte-Erzählung bringt uns poli-
tisch dorthin, wo autoritäre Kräfte seit 
jeher ihre Energie beziehen: aus dem 
Gefühl, allein gelassen zu sein. Wenn 
öffentliche Dienste geschlossen wer-
den, wenn der Bus nur noch einmal 
am Tag fährt, wenn die Kinderbetreu-
ung ausgedünnt ist, wenn Schulen nicht 
renoviert werden und Wohnbaupro-
gramme versanden, dann bröckelt das 
Vertrauen in die Demokratie. Demo-
kratie lebt nicht nur vom Wahlrecht, 
sondern davon, dass Menschen spüren: 
Diese Gesellschaft sorgt auch für mich. 
Wenn der Staat aber nur noch als Büro-
kratie spürbar ist, nicht als Infrastruktur 
des Gemeinwohls, dann wird er zum 
Gegner. Der Journalist George Mon-
biot hat das treffend beschrieben: Wenn 
alles, was vom Staat sichtbar bleibt, 
Strafen, Regeln und Engpässe sind, 

oder Monate unter Druck steht, ver-
engt sich der Fokus auf das Jetzt. Die 
Zukunft schrumpft weg. Entschei-
dungen werden kurzfristiger, impul-
siver, defensiver. Nicht weil man 
dumm wäre, sondern weil das Gehirn 
auf diese Weise versucht, den Stress zu 
verringern. 

Der Autor Rutger Bregman erklärt 
es so: Wer arm ist, ist wie ein Computer 
mit zu vielen Programmen, die gleich-
zeitig laufen. Er reagiert weniger gut, 
nicht weil er kaputt ist, sondern weil er 
überlastet ist. Dieses Muster wiederholt 
sich überall dort, wo Menschen perma-
nent Mangel erleben. Sie treffen keine 
„schlechten Entscheidungen“, sie tref-
fen die bestmögliche Entscheidung – 
aber halt unter Knappheitsdruck.

Die falsche Nullsummenlogik
Und nun kommt der entscheidende 
Schritt: Was individuell gilt, gilt auch 
gesellschaftlich. Wenn ganze Bevölke-
rungsschichten über Jahre hinweg unter 
Preisdruck, unsicheren Jobs, Woh-
nungsnot und kaputten öffentlichen 
Diensten leiden, entwickelt die Gesell-
schaft einen kollektiven Knappheits-
modus im Denken. Es verengt sich der 
politische Blick. Komplexe Lösungs-
wege wirken überfordernd, einfache 
Botschaften plötzlich attraktiv. Alles 
wird zum Kampf um zu wenige Res-
sourcen. Das ist die Nullsummenlogik: 
Wenn andere etwas bekommen, bleibt 
für mich weniger übrig. Wenn jemand 
anderes „ein größeres Stück Kuchen“ 
hat, dann wird mein Stück kleiner. Kei-
ner kommt auf die Idee: Dann backen 
wir eben mehr Kuchen. Denn eine Poli-
tik der Austerität erzählt uns: Nein, 
das geht nicht. Wir müssen verzichten. 
Dabei stimmt das objektiv nicht. Öster-
reich ist eines der reichsten Länder der 
Welt. Es gibt genug Wohlstand. Aber 
der ist sehr ungleich verteilt. Wir spa-
ren bei öffentlichen Leistungen, aber 
nicht bei Vermögenden. Wir kürzen bei 
Pflege, Wohnen und Pensionen, erzäh-
len aber gleichzeitig, man habe „über 
den Verhältnissen gelebt“.

dann ist er Belastung statt Schutz. Dann 
kann er weg. 

Abstiegsangst als Futter der 
Härte
Die Soziologie zeigt seit Jahren, dass 
es nicht die Ärmsten sind, die autoritäre 
Parteien wählen, sondern jene, die noch 
etwas zu verlieren haben: die untere 
Mittelschicht. Genau jene Menschen, 
die – wie der Soziologe Oliver Nacht-
wey es beschreibt – das Gefühl haben, 
auf einer Rolltreppe zu stehen, die nach 
unten fährt. Diese Abstiegsangst ist 
politisch explosiv. Sie macht empfäng-
lich für jene, die versprechen, „Ord-
nung” herzustellen, Grenzen zu schlie-
ßen, „die da oben” zu bestrafen und 
„die da unten” ordentlich zu gängeln. 
Und dann kommt der Punkt, an dem 
autoritäre Politik als logische Lösung 
erscheint. Wenn alles knapp ist, braucht 
man jemanden, der verteilt. Wenn alles 
bedroht wirkt, braucht man jemanden, 
der schützt. Wenn rationale Debatten 
zu anstrengend sind, wirken Feind-
bilder befreiend.

Auf Systemfragen braucht es 
die richtigen Antworten
Das ist auch der Grund, warum fast 
die Hälfte der Menschen in Öster-
reich einen Systemwechsel will. Wie  
Natascha Strobl betont, wollen viele 
nicht weniger Demokratie – sondern 
eine andere. Eine, die ihnen wieder das 
Gefühl gibt, dass das System für sie 
arbeitet. Weil dieses Bedürfnis politisch 
nicht aufgefangen wird, besetzen rechte 
Parteien das Feld. Sie bieten einen 
Systemwechsel an: Einen System-
wechsel weg von demokratischer 
Teilhabe hin zu autoritärer Kontrolle.

Dass es anders geht, zeigt das Bei-
spiel des neuen Bürgermeisters Zohran 
Mamdani in New York. Mamdani 
durchbricht Knappheitsdenken, indem 
er ganz einfach sagt: Wir müssen nicht 
teilen, was kleiner wird. Wir lassen 
wachsen, was allen gehört. Er zeigt, 
dass öffentliche Investitionen, Mieten- 
deckel, bessere Infrastruktur und klare 
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Ansagen gegen Immobilienlobbys 
nicht spalten, sondern verbinden. Seine 
Kampagne zeigt, dass Menschen sehr 
wohl bereit sind, ein mutiges, progres-
sives Projekt zu unterstützen, wenn 
man ihnen erklärt, wie man den Kuchen 
vergrößert. Er zeigt: Das Gegenteil von 
Nullsummenlogik ist kollektiver Zuge-
winn. Ein System muss funktionieren, 
damit es verteidigt wird. Damit sind 
wir wieder bei Österreich. Wenn wir 
verhindern wollen, dass die Demokra-
tie von innen erodiert, reicht es nicht, 
sie abstrakt zu verteidigen. Man kann 
Menschen nicht auffordern, ein System 
zu schützen, von dem sie glauben, dass 
es sie nicht schützt. Also, man kann 

schon, es wird nur nichts bringen. Jede 
Demokratie braucht ein ökonomisches 
Fundament. Sie braucht soziale Sicher-
heit. Sie braucht verlässliche öffent-
liche Dienstleistungen. Sie braucht ein 
Gefühl von Fairness.

Deshalb spricht die Ökonomin  
Isabella Weber heute von antifaschis-
tischer Wirtschaftspolitik. Sie meint 
damit eine Wirtschaftspolitik, die De-
mokratie schützt, indem sie Unsicher-
heit abbaut. Preisstabilität bei Grund-
bedürfnissen. Leistbares Wohnen. Gute 
Löhne. Arbeitszeit, die ein Leben er-
möglicht. Öffentliche Infrastruktur, 
die funktioniert. Und eine Steuerpoli-
tik, die Wohlstand zirkulieren lässt und 

Konzentration verhindert.
Das ist kein radikaler Systemsturz. 

Es ist schlicht die Rückkehr zu wirt-
schaftspolitischer Vernunft. Denn eine 
Demokratie, die Menschen in dauer-
hafter Knappheit hält, verspielt ihr ei-
genes Fundament.

	
Artikel erstmals online  auf:  
www.momentum-institut.at

Mag.ª Barbara Blaha, Leitung Momentum 
Institut und Momentum Kongress, Universi-
tätsrätin der Universität Wien, Mitgründerin 
des Wiener Balls der Wissenschaften.
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Das jährliche Treffen der Pfarrgemein-
den des OÖ-Klimabündnis-Netzwerks 
fand am Freitag, den 17. April im Pfarr-
heim Urfahr – St. Josef statt. Es ging 
diesmal um die Fragen: „Wie betrifft 
das sich ändernde Klima ganz kon-
kret die Pfarrgemeinden selbst? Gibt 
es schon spürbare Veränderungen?  
Welche Gefahren verstärken sich 
gerade? Wie sollen sich die Pfarrge-
meinden vorbereiten? Was bedeutet 
das jetzt und in den kommenden Jah-
ren für unser pfarrliches Engagement?“

Den einleitenden Vortrag mit kon-
kreten Informationen und Progno-
sen hielt Norbert Ellinger, Mitarbei-
ter in der Klimabündnis-Arbeitsgruppe 
Klimawandelanpassung.

Der Klimawandel ist auch bei uns 
bereits deutlich spürbar. Hitzewellen, 
extremere Trockenperioden, Unwetter 
und Überflutungen häufen sich. Be-
troffen sind wir alle, aber besonders 
die so genannten vulnerablen Gruppen 
von Menschen, die keine oder nur ge-
ringe Möglichkeiten haben, sich vor 
diesen Einflüssen zu schützen. Städte 

und Gemeinden bereiten sich intensiv 
darauf vor. Informations- und Förder-
programme der Bundesregierung und 
der EU sind darauf ausgerichtet, dass 
neben dem unerlässlichen Klimaschutz 
auch alle Maßnahmen eingeleitet wer-
den, um die Auswirkungen auf lange 
Sicht im Rahmen zu halten.

Bei dem Treffen mit 33 engagier-
ten Teilnehmer:innen wurden zahl-
reiche Fragen und Erfahrungen ge-
teilt. Ein Beispiel aus Linz/Urfahr: Im 
Rahmen des Projekts „Coole Orte“ – 
Teil des Linzer Hitzeschutzplans – su-
chen immer mehr Menschen an heißen 
Tagen Kirchen als kühle Rückzugsorte 
auf. Pfarrgemeinden sind eingeladen, 
diese Räume nicht nur bereitzustel-
len, sondern auch mit Begegnungs- und 
Aktivitätsangeboten zu gestalten – als 
Orte für Körper und Seele. Seelsorge 
in Krisenzeiten gewinnt dabei zuneh-
mend an Bedeutung.Wichtig sind aber 
auch die vielen kirchlichen Projekte 
im Sinne der globalen Schöpfungs-
gerechtigkeit. Besonders in den Län-
dern des globalen Südens sind die Aus-

wirkungen des Klimawandels massiv 
spürbar. Welche Aufgaben hier auf uns 
zukommen, ist noch unübersehbar.

Lucia Göbesberger, Umweltreferen-
tin der Diözese Linz, stellte die neue 
Kommission für Umwelt und Schöp-
fungsverantwortung vor, die die Ar-
beit des bisherigen Fachausschusses 
Schöpfungsverantwortung übernimmt 
und direkt dem Bischof beigeordnet 
sein wird. Dietmar Kanatschnig, Be-
auftragter für Klimavorsorge und nach-
haltige Entwicklung der Evangelischen 
Kirche A.B. in Österreich, präsentierte 
abschließend die Ziele und Programme 
der evangelischen Kirche auf dem Weg 
zur Klimaneutralität.

 
Das Klimabündnis ist das größte Netz-
werk von Städten, Gemeinden und  
Regionen in Österreich, welches sich 
konkret dem Klimaschutz und der glo-
balen Klimagerechtigkeit widmet. Es 
umfasst allein in Oberösterreich be-
reits über 70 Pfarrgemeinden.

Auswirkungen des Klimawandels auf Pfarrgemeinden

Mit Praxisbeispielen, Diskussionen und neuen Impulsen setzte das siebte 
Weitblicktreffen der Klimabündnis‑Pfarrgemeinden in Oberösterreich ein 
Zeichen für gelebten Klimaschutz.

DI Georg Spiekermann,  
Betriebe im Klimabündnis OÖ,  
Pfarren im Klimabündis OÖ
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